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Anlage    

Stellungnahmen von Nachbargemeinden zur Ergänzung des Bebauungsplanes "Westliche Ramstedter Straße"  -  Gemeinde Zielitz 
 

Nr. Nachbargemeinde Datum Schreiben Inhalt der Stellungnahme Stellungnahme der Gemeinde Beschlussvorschlag 
1.1. Gemeinde Colbitz  15.09.2022 - Im Namen und im Auftrag der Gemeinde Colbitz wird mitgeteilt, 

dass mit der Bauleitplanung städtebauliche Belange der 
Gemeinden nicht berührt werden. Anregungen und Hinweise 
werden nicht geäußert.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. kein Beschluss 
erforderlich 

2.1. Stadt Wolmirstedt 16.09.2022 - Nach Prüfung der Unterlagen ist davon auszugehen, dass die 
Belange der Stadt Wolmirstedt von der Planung nicht betroffen 
sind.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. kein Beschluss 
erforderlich 

 
Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zur Ergänzung des Bebauungsplanes  

"Westliche Ramstedter Straße"  -  Gemeinde Zielitz 
 

Nr. Träger öffentlicher 
Belange

Datum Schreiben Inhalt der Stellungnahme Stellungnahme der Gemeinde Beschlussvorschlag 

2.1. 50Hertz Transmission 
GmbH 

05.09.2022 - Nach Prüfung der Unterlagen wird mitgeteilt, dass sich im Plan- 
gebiet derzeit keine von der 50Hertz Transmission GmbH betrie-
benen Anlagen (z.B. Hochspannungsfreileitungen und -kabel, 
Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und Ent-
sorgungsleitungen) befinden oder in nächster Zeit geplant sind. 
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen 
Bereich und nur für die Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH. 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. kein Beschluss 
erforderlich 

2.2. Amt für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und 
Forsten 

27.09.2022 - Gegenüber dem Vorhaben bestehen aus Sicht der Abteilung 
Agrarstruktur und der Fachstelle Landwirtschaft keine Bedenken. 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. kein Beschluss 
erforderlich 

2.3. Avacon Netz GmbH 06.09.2022 - Im angefragten Bereich der Ergänzung des Bebauungsplanes 
Westliche Ramstedter Straße, Zielitz befinden sich die stillgelegte 
Gashochdruckleitung GTL0002034a Detershagen - Zielitz und 
Fernmeldeleitung/en. Bei Einhaltung der Hinweise hat die Avacon 
Netz GmbH gegen das Vorhaben keine weiteren Einwände oder 
Bedenken. Änderungen der Planung bedürfen der erneuten 
Prüfung. Die Avacon Netz GmbH ist am weiteren Verfahren zu be-
teiligen. Gashochdruck: Sich außer Betrieb befindliche Gashoch-
druckleitungen dürfen nicht überbaut werden. Für die Arbeiten 
zum Straßenendausbau sowie die Herstellung der Haus-
anschlüsse im Bereich der stillgelegten Gashochdruckleitung, 
muss diese zurückgebaut werden. Die Avacon Netz GmbH be-
nötigt eine Vorlaufzeit von ca. 24 Monaten für die Planung und 
Beauftragung der Demontagefirma sowie den Rückbau der 
Gashochdruckleitung. Die Kosten für die Maßnahme trägt die 
Avacon Netz GmbH. 

- Fernmelde: Bei Fernmeldeleitungen wird ein Schutzbereich von 
3m, d.h. 1,5m zu jeder Seite der jeweiligen Leitungsachse be-
nötigt. Über sowie unter einer betroffenen Fernmeldeleitung wird 
ein Schutzbereich von jeweils 1m benötigt. Innerhalb des 
Leitungsschutzstreifens von Fernmeldeleitungen dürfen ohne vor-
herige Abstimmung mit der Avacon über dem vorhandenen 
Geländeniveau nichts aufgeschüttet oder abgestellt werden. Es 
dürfen keine Abgrabungen oder Erdarbeiten vorgenommen und 
keine Pfähle und Pfosten eingebracht werden. Maßnahmen, die 

- Dies ist nicht zutreffend. Die Leitung berührt nicht den 
Ergänzungsbereich. Der Sachverhalt bedarf daher keiner 
Behandlung im vorliegenden Verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Die vorstehenden Ausführungen treffen auch auf die 
Fernmeldeleitung zu. Diese berührt nicht den Bereich der 
Ergänzung des Bebauungsplanes. Die nebenstehenden  
Sachverhalte bedürfen daher keiner Behandlung im 
vorliegenden Verfahren. 

kein Beschluss 
erforderlich 



 2 
den Bestand oder den Betrieb von Fernmeldeleitungen beein-
trächtigen oder gefährden könnten, sind innerhalb des Leitungs-
schutzstreifens nicht gestattet. Die Versorgungssicherheit bzw. die 
Funktion von bestehenden Fernmeldeleitungen haben höchste 
Bedeutung und müssen deshalb auch zukünftig konsequent und 
ohne Einschränkungen in ihrem Bestand und Betrieb gewähr-
leistet werden. Sollte es durch die Maßnahme zu Leitungs-
kreuzungen mit Fernmeldeleitungen der Avacon Netz GmbH 
kommen, so sind gegenseitige Beeinträchtigungen auszu-
schließen. Hierfür ist ein Gutachten auf Kosten des Verursachers 
zu erstellen das nachweisen muss, dass gegenseitige Beein-
trächtigungen ausgeschlossen sind. Leitungskreuzungen sind 1m 
unter betroffenen Fernmeldeleitungen vorzunehmen. Bauarbeiten 
im Bereich von Leitungskreuzungen sind nur im Beisein eines 
fachverantwortlichen Mitarbeiters der Avacon Netz GmbH durch-
zuführen. Nach Abschluss der Bauarbeiten im Kreuzungsbereich 
mit Fernmeldeleitungen ist der Avacon Netz GmbH ein Bohr-
protokoll der Leitungskreuzung auszuhändigen. Ferner dürfen 
innerhalb von Leitungsschutzbereichen betroffener Fernmelde-
leitungen keine tiefwurzelnden Bäume und Sträucher angepflanzt 
werden. Für den Fall, dass Fernmeldeleitungen durch die Maß-
nahme gesichert oder umgelegt werden müssen, ist zu berück-
sichtigen, dass die Kosten hierfür durch den Verursacher zu 
tragen sind. Erdarbeiten innerhalb von Leitungsschutzbereichen 
dürfen nur in vorsichtiger Handschachtung und nur nach Ein-
weisung durch Mitarbeiter der Avacon ausgeführt werden. Hierfür 
ist sich mindestens drei Wochen vor Beginn der geplanten Maß-
nahme mit der Avacon in Verbindung zu setzen. Der Unternehmer 
hat sich durch eine geeignete Anzahl von Sicherheitsschach-
tungen über die Lage von Fernmeldeleitungen zu informieren. 

2.4. Deutsche Telekom 
Technik GmbH 

27.09.2022 - Im Bereich der Ergänzung des Bebauungsplanes befinden sich 
keine Telekommunikationslinien der Telekom. Die Verbands-
gemeinde Elbe-Heide baut ein eigenes LWL-Breitbandnetz und 
wünscht damit keinen Ausbau durch die Telekom.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

2.5. GDMcom mbH 08.09.2022 - Auskunft zum angefragten Bereich für folgende Anlagenbetreiber: 
Erdgasspeicher Peissen GmbH, Halle - nicht betroffen; Ferngas 
Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen) - nicht 
betroffen (Die Ferngas Netzgesellschaft mbH ist Eigentümer und 
Betreiber der Anlagen der früheren Ferngas Thüringen-Sachsen 
GmbH, der Erdgasversorgungsgesellschaft Thüringen-Sachsen 
mbH (EVG) bzw. der Erdgastransport-gesellschaft Thüringen-
Sachsen mbH (ETG).); ONTRAS Gastransport GmbH, Leipzig - 
nicht betroffen; VNG Gasspeicher GmbH, Leipzig - nicht betroffen.  

- Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für 
die Anlagen der vorgenannten Unternehmen, so dass noch mit 
Anlagen weiterer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen 
weitere Auskünfte einzuholen sind. 

- Anhang: Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und 
keine zurzeit laufenden Planungen der ONTRAS Gastransport 
GmbH, Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-
Sachsen), VNG Gasspeicher GmbH, Erdgasspeicher Peissen 
GmbH. Es bestehen keine Einwände gegen das Vorhaben. 

- Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert 
oder verlagert werden oder der Arbeitsraum die dargestellten 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. Andere  
Netzbetreiber wurden – soweit bekannt – im Verfahren 
beteiligt.  
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 

- Der Geltungsbereich wurde nicht geändert. Eine erneute 
Stellungnahme war somit nicht erforderlich.

kein Beschluss 
erforderlich 
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Planungsgrenzen überschreiten, so ist es notwendig, eine erneute 
Anfrage durchzuführen. 

- Sofern im Zuge des Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen sind, 
hat durch den Bauausführenden rechtzeitig – mindestens 6 
Wochen vor Baubeginn - eine erneute Anfrage zu erfolgen. 

- weitere Anlagenbetreiber: Im angefragten Bereich können sich 
Anlagen Dritter befinden, für die GDMcom für die Auskunft nicht 
zuständig ist.

 
 

- Baumaßnahmen sind nicht Gegenstand des vorliegenden  
Bebauungsplanverfahrens. 
 

- Andere Netzbetreiber wurden – soweit bekannt – im 
Verfahren beteiligt. 

2.6. K+S Minerals and 
Agriculture GmbH 

14.09.2022 - Gegenüber der Stellungnahme (GMK-902) vom 26.05.2021 ist 
keine Ergänzung oder Änderung erforderlich. 

- Die Hinweise sind unter Punkt 3.2 im Absatz untertägiger Bergbau 
bereits berücksichtigt.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.   
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.   

kein Beschluss 
erforderlich 
 

2.7. Kommunalservice Land-
kreis Börde AöR 

08.09.2022 - Nach überschlägiger Prüfung des Vorganges bestehen gegen das 
Bauvorhaben in Bezug auf die Durchführung der öffentlich-recht-
lichen Abfallentsorgung keine Bedenken. 

- Bei der weitergehenden Planung sind die Vorgaben der Berufsge-
nossenschaft BG Verkehr (Abfallentsorgung), welche Ausbau-
größen für Einfahrten zu Wohngebieten, Wendehämmer und 
Stichstraßen vorgibt, als auch die allgemeinen Hinweise zu den 
vorgeschriebenen Straßenbreiten in Wohngebieten zu beachten. 
In diesem Zusammenhang wird auf das unumstößliche Rück-
wärtsfahrverbot von Entsorgungsfahrzeugen hingewiesen.  

- Des Weiteren wird gebeten, die Vorgaben der Abfallentsorgungs-
satzung - AES (§ 19 - Standplätze, Transportweg und sonstige 
Regelungen) der Kommunalservice Landkreis Börde AöR zu be-
achten. Sollten sich im Rahmen der Ausbauplanung Verstöße 
gegen die Vorschriften ergeben, muss eine Festlegung von Bereit-
stellungsplätzen für alle Abfallfraktionen vor dem Wohngebiet 
durch die Verbandsgemeinde Elbe-Heide erfolgen.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 

- Der betrifft die Erschließungsplanung. 
 
 
 
 
 
 

- Dies sind Sachverhalte, die konkrete Einzelvorhaben 
betreffen. Sie bedürfen im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes keiner Behandlung. 

kein Beschluss 
erforderlich 
 

2.8. Landesamt für 
Denkmalpflege und 
Archäologie 

14.09.2022 - Nach derzeitiger fachlicher Einschätzung des Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologie bestehen gegen das geplante 
Vorhaben aus archäologischer Sicht keine Einwände. 
Alle Beteiligten sind auf die gesetzliche Meldepflicht im Falle un-
erwartet freigelegter archäologischer Kulturdenkmale hinzu-
weisen. Gemäß § 2 in Verbindung mit § 18 Abs.1 DenkmschG 
LSA entsteht ein Denkmal ipso iure und nicht durch einen Ver-
waltungsakt. Nach § 9 Abs.3 des Denkmalschutzgesetzes für 
Sachsen-Anhalt sind Befunde mit den Merkmalen eines Kultur-
denkmals bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unver-
ändert zu lassen. Eine wissenschaftliche Untersuchung durch das 
Landesamt oder von ihm Beauftragte ist zu ermöglichen. Es ist 
festzuhalten, dass die im § 9 Abs.3 DenkmSchG LSA verankerte 
Wochenfrist bei in Erde oder Wasser gefunden Sachen dazu 
dient, eine eventuelle Denkmaleigenschaft, gegebenenfalls mittels 
kurzfristiger Untersuchungen durch das Fachamt, bis zum Ablauf 
einer Woche, festzustellen. Bei Feststehen der Denkmal-
eigenschaft finden weitere Schutzvorschriften des DenkmSchG 
Anwendung. Es gilt die Erhaltungspflicht nach § 9 Abs.1 und 2 
und die Genehmigungspflicht nach § 14 Abs.1 DenkmSchG. 
Soweit erforderlich kann diese gemäß § 14 Abs.9 Auflagen zu 
einer fachgerechten Dokumentation nach den derzeit gültigen 
Standards des Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie 
enthalten (vgl. Urteil OVG LSA, 17.04.2003, 2L150/02). Für den 
Fall des Zutage Tretens von archäologischen Funden bei Erd-

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.  
Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

kein Beschluss 
erforderlich 
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eingriffen, die nach § 14 Abs.9 DenkmSchG LSA zu dokumen-
tieren sind, sollten zur Umsetzung denkmalrechtlicher oder 
denkmalpflegerischer Grundsätze und Ziele bezüglich des Erhalts, 
der Pflege oder Dokumentation von Kulturdenkmalen sowie des 
Erkenntnisgewinnes gemäß § 36 Abs.2 Nr.5 VwVfG die Erteilung 
weitergehender Auflagen vorbehalten werden. 

- Dieses Schreiben ist als Information zu betrachten, nicht als 
verwaltungsrechtlichen Bescheid. Ein Antrag auf 
denkmalrechtliche Genehmigung ist gegebenenfalls bei der 
zuständigen Denkmalschutzbehörde einzureichen.

 
 
 
 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.  
 

 

2.9. Landesamt für  
Geologie und 
Bergwesen 

27.09.2022 - Durch die zuständigen Fachdezernate der Bereiche Geologie und 
Bergbau des Landesamtes für Geologie und Bergwesen erfolgten 
Prüfungen zum Bebauungsplan, um die Gemeinde auf mögliche 
geologische / bergbauliche Beeinträchtigungen hinweisen zu 
können. 

- Bergbau: Belange, die das Landesamt für Geologie und Berg-
wesen, Abteilung Bergbau zu vertreten hat, stehen den Pla-
nungen im Zuge der Ergänzung des Bebauungsplanes (Erweite-
rung der Planungsfläche) grundsätzlich nicht entgegen. Bergbau-
liche Arbeiten oder Planungen, die den Maßgaben des Bundes-
berggesetzes unterliegen sind dem Aufsteller des Bebauungs-
planes bekannt. Unter Punkt 3.2. der Begründung wird auf die 
Bergbauberechtigung Zielitz I verwiesen. Der Inhaber der Be-
rechtigung (K+S Minerals and Agriculture GmbH) wurde in die 
Planungen einbezogen. Bei Beachtung der dort gemachten Auf-
lagen und Hinweise gibt es von Seiten des Landesamtes für 
Geologie und Bergwesen, Abteilung Bergbau keine Bedenken zu 
Fortführung der Planung. Hinweise auf mögliche Beeinträchti-
gungen durch umgegangenen Altbergbau liegen dem Landesamt 
für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt für den Planbereich 
nicht vor. 

- Geologie: Vom tieferen geologischen Untergrund ausgehende, 
durch Subrosion bedingte Beeinträchtigungen der Geländeober-
fläche sind dem Landesamt für Geologie und Bergwesen im 
Vorhabenbereich nicht bekannt. 

- Gemäß der digitalen geologischen Karte 1:25.000 sowie nahe-
gelegenen Bohrungen treten im Vorhabenbereich oberflächennah 
Grundmoränensedimente auf. Mit darüberliegenden Auffüllungen 
ist zu rechnen. 

- Für das Errichten von Neubauten wird empfohlen, als sichere 
Planungsgrundlage eine standortkonkrete und auf die Bauaufgabe 
ausgerichtete Baugrunduntersuchung nach DIN4020 bzw. DIN 
EN1997-2 durchzuführen.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
Die K+S Minerals and Agriculture GmbH wurde im 
Aufstellungsverfahren beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 

- Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 

- Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 
 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

2.10. Landesamt für 
Vermessung und 
Geoinformation 

07.07.2022 - Zur Planung selbst bestehen keine Bedenken oder Anregungen. 
- Im Südwesten des Bebauungsplangebietes befindet sich der 

gesetzlich geschützte Lagefestpunkt 5600 der Festpunktfelder 
Sachsen-Anhalts (VermGeoG LSA, § 5). Unvermeidbare Ver-
änderungen oder Zerstörungen dieses Festpunktes durch kon-
krete Maßnahmen sind dem Landesamt für Vermessung und 
Geoinformation Magdeburg, Dezernat 53 rechtzeitig zu melden. 
Die Koordinaten und die Beschreibung des Punktes können beim 
Landesamt für Vermessung und Geoinformation abgefordert 
werden.  

- Bei Eigentümerwechsel von Flurstücken, auf denen sich Fest-

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
- Der Sachverhalt wurde örtlich geprüft. Der Lagefestpunkt 

befindet sich südlich außerhalb des Plangebietes oberhalb 
der Böschung, unmittelbar angrenzend an das Gebiet. Er 
ist durch die Planung nicht betroffen. 
 
 
 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.

kein Beschluss 
erforderlich 
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punkte befinden, sind die neuen Eigentümer durch das bei-
liegende Merkblatt über das Vorhandensein der Festpunkte zu 
informieren.

  
 

2.11. Landesverwaltungsamt 06.09.2022 - Die Ergänzung sieht die Festsetzung eines allgemeinen 
Wohngebiets angrenzend zum  vorhandenen Bebauungsplan in 
Zielitz vor. Aus der Sicht der oberen Immissionsschutzbehörde 
bestehen zum Planentwurf keine Bedenken in Bezug auf die vom 
Zuständigkeitsbereich erfassten Belange. In der unmittelbaren 
Umgebung und im Geltungsbereich befinden sich keine Anlagen, 
die nach dem BImSchG genehmigungsbedürftig sind und für 
deren Überwachung das Landesverwaltungsamt zuständig ist. 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

  12.09.2022 - Referates 407: Die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vertritt die Naturschutzbehörde des 
Landkreises Börde. 

- Hinweis: Umweltschadensgesetz und Artenschutzrecht sind zu 
beachten. Es wird in diesem Zusammenhang insbesondere auf 
§ 19 BNatSchG i.V.m. dem Umweltschadensgesetz (vom 
10.05.2007, BGBl. Teil I S.666) sowie auf die §§ 44 und 45 
BNatSchG verwiesen.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. Der Landkreis 
Börde wurde im Verfahren nach § 4 Abs.2 BauGB 
beteiligt. 
 

- Die Sachverhalte sind gesetzlich geregelt und somit zu  
beachten. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

  04.10.2022 - Die Ergänzung des Bebauungsplanes berührt keine 
wahrzunehmenden Belange in Zuständigkeit des Referates 404 – 
Wasser.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

2.12. Landkreis Börde 29.09.2021 - Nach Prüfung der Unterlagen zum Vorhaben wird durch die untere 
Landesentwicklungsbehörde auf der Grundlage des Runderlasses 
zur Zusammenarbeit der obersten Landesentwicklungsbehörde 
mit den unteren Landesentwicklungsbehörden im Rahmen der 
landesplanerischen Abstimmung nach dem Landesentwicklungs-
gesetz Sachsen-Anhalt (Rd.Erl. des MLV vom 01.11.2018 — 24-
20002-01, veröffentlicht im MBI. LSA Nr.41/2018 vom 10.12.2018) 
folgendes festgestellt: Nach Punkt 3.3. Buchstabe o) des Rd.Erl. 
handelt es sich bei dem Vorhaben um kein raumbedeutsames im 
Sinne von raumbeanspruchendes oder raumbeeinflussendes Vor-
haben. Nach Punkt 3.3 des Rd.Erl. ist das Vorhaben von der Vor-
lage nach § 13 Abs.1 Landesentwicklungsgesetz Landes 
Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23.04.2015 (GVBI. LSA 
S.170), geändert durch Gesetz zur Änderung des Landes-
entwicklungsgesetzes Sachsen-Anhalt vom 30.10.2017 (GVBI. 
LSA S.203) bei der obersten Behörde ausgenommen. 

- Begründung: Die Gemeinde Zielitz beabsichtigt mit der Erweite-
rung des Bebauungsplanes "Westliche Ramstedter Straße" den 
Geltungsbereich für die Entwicklung von Wohnbauflächen um 
0,8608 ha zu erweitern. Der gültige Flächennutzungsplan stellt die 
Flächen des Plangebiets noch nicht als Wohnbauflächen dar. Dies 
ist im Wege der Berichtigung entsprechend § 13a Abs.2 Nr.2 
BauGB anzupassen. Die Tatbestände nach Punkt 3.3 Buchstabe 
o) (Bebauungsplan-Ergänzungen, ausgenommen sind Erweite-
rungen des Geltungsbereichs >1ha und die Erweiterung des 
Geltungsbereichs von Sondergebieten für großflächigen Einzel-
handel) des Runderlasses zur Zusammenarbeit der obersten 
Landesentwicklungsbehörde mit den unteren Landes-
entwicklungsbehörden im Rahmen der landesplanerischen 
Abstimmung nach dem Landesentwicklungsgesetz Sachsen-
Anhalt (Rd.Erl. des MLV vom 01.11.2018 -24-20002-01, veröffent-
licht im MBl. LSA Nr.41/2018 vom 10.12.2018) sind erfüllt. Das 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

kein Beschluss 
erforderlich 
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Vorhaben ist nicht raumbedeutsam.  

- Bauleitplanung: Gemäß § 1 Abs.3 BauGB haben Gemeinden 
Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Dabei 
sind entsprechend § 1 Abs.6 Nr.2 BauGB die Wohnbedürfnisse 
der Bevölkerung zu berücksichtigen. Im Zuge der Ergänzung des 
Geltungsbereich des Planentwurfes sollen ca.11 weitere Bau-
plätze für Wohngebäude entstehen. Der Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Elbe-Heide stellt das Plangebiet als Grünfläche dar. 
Auch wenn ein Bebauungsplan gemäß § 13a Abs.2 Nr.2 BauGB 
sich nicht an die Festsetzungen des Flächennutzungsplanes 
gebunden ist, so ist der Flächennutzungsplan im Wege der 
Berichtigung anzupassen. Für das Planverfahren wurde das 
beschleunigte Verfahren gemäß § 13a i.V.m § 13b BauGB 
gewählt. Die Voraussetzungen hierfür sind gegeben und wurden 
beschrieben. Die ermittelte Grundfläche von 2.339m2 für bauliche 
Anlagen liegt deutlich unter dem Schwellenwert. Das Plangebiet 
grenzt östlich an die im Zusammenhang bebaute Ortslage von 
Zielitz an. Kommentierung § 13b BauGB Krautzberger Emst/ 
Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Februar 2020: Auszuschließen 
sind allerdings die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen, 
nämlich die Betriebe des Beherbergungsgewerbes, die sonstigen 
nicht störenden Gewerbebetriebe, die Anlagen für Verwaltungen, 
die Gartenbaubetriebe und die Tankstellen. Diese Nutzungen sind 
zwar grundsätzlich hinsichtlich ihres Störgrades im allgemeinen 
Wohngebiet (WA) verträglich, sie dienen jedoch nicht den dortigen 
Wohnnutzungen. Die Planung solcher Nutzungen ist im be-
schleunigten Verfahren nicht zulässig (VGH München (Urt. 
v.04.05.2018 -15NE18.382). In den textlichen Festsetzungen § 1 
Punkt 1 wird dieser Ausschluss festgesetzt. Gegen den 
Bebauungsplan bestehen daher aus bauplanungsrechtlicher Sicht 
keine Einwände oder Bedenken. 

- Bauordnung / vorbeugender Brandschutz: Nach Prüfung der 
Unterlagen bestehen aus Sicht des vorbeugenden Brandschutzes 
gegen das Vorhaben keine Einwände/ Bedenken.  

- Recht, Ordnung und Kommunalaufsicht / Gefahrenabwehr: Für 
die Flurstücke 177/24, 177/26, 187/39, 187/40 der Flur 1, Gemar-
kung Zielitz wurde kein Verdacht auf eine Kampfmittelbelastung 
festgestellt. Somit ist im Planbereich bei Maßnahmen an der 
Oberfläche sowie bei Tiefbauarbeiten oder sonstigen erdein-
greifenden Maßnahmen im Planbereich nicht zwingend mit dem 
Auffinden von Kampfmitteln zu rechnen. Hinderungsgründe, die 
durch einen Kampfmittelverdacht begründet sein könnten, liegen 
nicht vor. Da ein Auffinden von Kampfmitteln bzw. Resten davon 
nie ganz auszuschließen ist, ist der Antragsteller auf die Möglich-
keit des Auffindens von Kampfmitteln und auf die Bestimmungen 
der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung von Schäden 
durch Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20.04.2015 (GVBI. LSA 
Nr.8/2015, S.167 ff.) hinzuweisen. 

- Natur und Umwelt / Abfallüberwachung: Aus abfall- und 
bodenschutzrechtlicher Sicht steht der Ergänzung des 
Bebauungsplanes "Westliche Ramstedter Straße" nichts 
entgegen. Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens 
festgestellt oder ergeben sich Hinweise bzw. Verdachtsmomente, 

 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.  
Die Sachverhalte sind verordnungsrechtlich geregelt und 
zu beachten. 
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dass Verunreinigungen erfolgt sind, so sind diese dem Natur- und 
Umweltamt des Landkreises Börde anzuzeigen. 

- Immissionsschutz: Keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken. 
- Naturschutz und Forsten / Naturschutz: Es bestehen keine 

Bedenken. 
- Wasserwirtschaft / Abwasser: Abwasserbeseitigungspflichtig für 

die Verbandsgemeinde Elbe-Heide mit OT Zielitz ist der Wol-
mirstedter Wasser- und Abwasserzweckverband (WWAZ). Das 
auf dem Grundstück anfallende Abwasser ist durch den 
Verfügungsberechtigten für das Grundstück dem Abwasser-
beseitigungspflichtigen zu überlassen. Das Schmutzwasser 
(soziales und sanitäres Abwasser) ist grundsätzlich getrennt vom 
Niederschlagswasser abzuführen. Der zentrale Schmutzwasser-
anschluss ist über die öffentliche Schmutzwasserkanalisation des 
WWAZ vorzunehmen. Die Erschließung ist mit dem WWAZ abzu-
klären. Einleitungsbedingungen werden durch den WWAZ fest-
gelegt. 

- Niederschlagswasser: Der Grad der Versiegelung von Flächen im 
Plangebiet sollte so gering wie möglich gehalten werden. Nach 
den Vorschiften des § 55 WHG soll anfallendes Niederschlags-
wasser ortsnah versickert, verrieselt werden. Für die privaten 
Grundstücke soll durch die Festsetzung im Bebauungsplan der 
Verbleib des anfallenden Niederschlagswassers auf diesem und 
die ordnungsgemäße Beseitigung durch den Grundstückseigen-
tümer festgesetzt werden. (nach § 79b WG LSA ist zur Beseiti-
gung des Niederschlagswassers ist anstelle der Gemeinde der 
Grundstückseigentümer verpflichtet, soweit nicht die Gemeinde 
den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren 
Benutzung vorschreibt) Technische Regeln zum schadlosen Ein-
leiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grund-
wasser sind zu beachten. Es sollte für die betreffenden Bau-
gebiete festgesetzt werden, dass unabhängig von einer möglich-
erweise erlaubnisfreien Niederschlagswasserableitung mit den 
Bauantragsunterlagen eine Planung zur fachgerechten und 
schadlosen Niederschlagswasserbeseitigung einzureichen ist. Die 
technischen Merkblätter DWA-A138 und DWA-M153 sind hierbei 
zu beachten. Prinzipiell gilt bei einer möglichen breitflächigen Ver-
regnung des Niederschlagswassers über die belebte Bodenzone 
ist darauf zu achten, dass die zur Verfügung stehende Fläche 
ausreichend bemessen und sickerfähig ist. Das von befestigten 
Flächen abfließende Niederschlagswasser darf nicht auf benach-
barte Grundstücke übertreten oder diese nachteilig beeinträch-
tigen können. Sinnvoll ist die Planung und Errichtung von Ver-
sickerungsanlagen (z.B. Sickermulde). Diese müssen ausreichend 
bemessen sein. Die Planung und Errichtung dieser Anlagen hat 
gemäß den Hinweisen der ATV A138 zu erfolgen. Im Bereich der 
Sickeranlage dürfen keine Recyclingmaterialien, Schlacken, 
Aschen oder ähnliches eingebaut werden bzw. das Gelände darf 
im Vorfeld damit nicht aufgefüllt worden sein. Nach § 69 Abs.1 
WG ist eine Erlaubnis oder Bewilligung für das Einleiten von 
Niederschlagswasser in das Grundwasser ist nicht erforderlich, 
wenn das Niederschlagswasser auf Dach-, Hof- oder Wege-
flächen von Wohngrundstücken anfällt und auf dem Grundstück 
versickert werden soll. Für die Einleitung des auf den Hofflächen 

 
 

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.  
- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.  
 
- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.  

Die Sachverhalte betreffen die Erschließung des 
Plangebietes. Sie sind im Rahmen der 
Erschließungsplanung mit dem WWAZ abzuklären. 

 
 
 
 
 
 
 
 
- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. Die Sachverhalte  

sind gesetzlich geregelt und somit zu beachten. Im 
Bebauungsplanverfahren bedürfen sie keiner Behandlung.
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anfallenden Niederschlagswassers gilt dies jedoch nur, soweit die 
Versickerung über die belebte Bodenzone erfolgt. Das auf den 
öffentlichen Flächen anfallende Niederschlagswasser soll mit in 
die Kanalisation der Ortslage eingeleitet werden. Für die je-
weiligen Einzugsgebiete und Einleitstellen ist zu prüfen ob 
gegebenenfalls Rückhaltemaßnahmen auf den betreffenden Flur-
stücken erforderlich sind, um das Regenwassersystem hydrau-
lisch nicht zu überlasten. Die Wasserrechte für die betroffenen 
Einleitstellen sind zu überprüfen. Das Niederschlagswasser-
beseitigungskonzept der Ortslage ist anzupassen und fortzu-
schreiben. 

- Trinkwasser / Grundwasser: Aus Sicht des Gewässerschutzes 
bestehen keine Bedenken gegen die Ergänzung des Bebau-
ungsplanes "Westliche Ramstedter Straße" - Gemeinde Zielitz. 

- Wasserbau: Aus wasserbaulicher Sicht bestehen gegen die 
Ergänzung des Bebauungsplanes "Westliche Ramstedter Straße" 
der Gemeinde Zielitz grundsätzlich keine Bedenken. Das 
Planungsgebiet befindet sich außerhalb von festgesetzten 
Überschwemmungsgebieten (§ 76 Wasserhaushaltsgesetz, 
WHG) und außerhalb von Hochwasserrisikogebieten (§ 78b 
WHG). Gewässer erster oder zweiter Ordnung sind vom Vorhaben 
nicht betroffen. 

- Zum weiteren Verfahrensverlauf: Nach In-Kraft-Treten der 
Planung ist der Kreisplanung als Grundlage für nachfolgende 
weitere Planungen oder Genehmigungsverfahren, ein 
ausgefertigtes und bekanntgemachtes Planexemplar 
(einschließlich Begründung und Satzungsbeschluss) in 
beglaubigter Kopie zur Verfügung zu stellen. Diese 
Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung 
oder sonstige behördliche Entscheidungen entsprechend den 
Rechtsvorschriften.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
- Die Hinweise betreffen die Durchführung des Verfahrens.  

Sie bedürfen im Rahmen der Abwägung keiner 
Behandlung. 

2.13. Regionale 
Planungsgemeinschaft 
Magdeburg 

26.09.2022 - Nach Rücksprache mit der unteren Landesentwicklungsbehörde 
wurde gemäß Runderlass des Ministeriums für Landes-
entwicklung und Verkehr vom 01.11.2018 – 24-20002-01 (MBl. 
LSA Nr.41/2018) festgestellt, dass das Vorhaben nicht raum-
bedeutsam ist. Demnach ist die Abgabe einer Stellungnahme 
durch die Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg nicht 
erforderlich.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

2.14. Unterhaltungsverband 
Untere Ohre 

22.09.2022 - Im Bebauungsplan sind keine Gewässer II.Ordnung betroffen, 
wofür der Unterhaltungsverband nach § 54 WG LSA 
unterhaltungspflichtig ist.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

2.15. Wolmirstedter Wasser- 
und Abwasserzweck-
verband 

22.09.2022 - Der WWAZ stimmt den Ausführungen zur Trinkwasserversorgung 
und Schmutzwasserbeseitigung unter Punkt 6.1.2. Ver- und 
Entsorgung zu.

- Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

 


